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AUS DEM STADTRAT

In der Woche vom 25. Juni bis 29. Juni 2018 tagen folgende Aus-
schüsse, Beiräte und Bezirksvertretungen

Dienstag, 26. Juni 2018
17.00 Uhr Ausschuss für Stadtplanung und Stadtsanierung, 
 Rathaus
17.00 Uhr Bezirksvertretung Süd, Ort: Fabrik Heeder, 
 Einwohnerfragestunde gegen 18.00 Uhr

Mittwoch, 27. Juni 2018
18.15 Uhr Ausschuss für Finanzen, Beteiligungen und 
 Liegenschaften, Rathaus

Donnerstag, 28. Juni 2018
17.00 Uhr gemeinsame Sitzung des Ausschusses für 
 Verwaltung, Vergabe, Ordnung und Sicherheit, des
 Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Senioren
 sowie des Ausschusses für Umwelt, Energie, 
 Ver- und Entsorgung sowie Landwirtschaft
 Seidenweberhaus, Saal 2

17.00 Uhr Bezirksvertretung West, 
 Ort: Cafeteria des Arndt-Gymnasiums, 
 Einwohnerfragestunde gegen 18.00 Uhr

BEKANNTMACHUNGEN

Bezirksregierung Düsseldorf
Flurbereinigungsbehörde | -Dezernat 33-
Mönchengladbach, 04.06.2018 | Dienstgebäude
41061 Mönchengladbach | Croonsallee 36 – 40
Tel.: 0211/475-9803 | Fax: 0211/475-9791

FLURBEREINIGUNG DEICH MEERBUSCH-LANK
AZ.: 33-70901
VORLÄUFIGE BESITZEINWEISUNG
In dem Flurbereinigungsverfahren Deich Meerbusch Lank  wird 
hiermit gem. § 65 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) die vorläufige 
Besitzeinweisung angeordnet.

Die Überleitungsbestimmungen vom 04.06.2018 sind Bestand-
teil dieses Verwaltungsaktes.

1. Diese vorläufige Besitzeinweisung wird mit dem 01.08.2018 
wirksam (Stichtag der Wertgleichheit gemäß § 44 Abs. 1 Satz 4 
FlurbG). Abweichend von diesem allgemeinen Stichtag gehen 
zu den in den Überleitungsbestimmungen bestimmten Zeit-
punkten der Besitz, die Verwaltung und die Nutzung der neuen 
Grundstücke auf die in den Nachweisen zur neuen Feldeintei-
lung benannten Empfänger über. Die bisherigen Besitz-, Ver-
waltungs- und Nutzungsrechte an den alten Grundstücken erlö-
schen zu den in den Überleitungsbestimmungen angegebenen 
Zeitpunkten. Dann müssen anstelle der alten Grundstücke die 
neuen Grundstücke in Bewirtschaftung genommen werden.

 Sonstige Rechtsverhältnisse, insbesondere Eigentumsrech-
te, bleiben unverändert.

2. Die vorläufige Besitzeinweisung mit Gründen, die Überlei-
tungsbestimmungen und die Karte der neuen Feldeinteilung 
liegen zur Einsichtnahme für die Beteiligten vom 02.07.2018 
bis zum 15.07.2018 aus bei:

	 •	 der Stadt Meerbusch, Technisches Rathaus Lank-Latum, 
Wittenberger Straße 21, 40668 Meerbusch, Abteilung 4, 
Zimmer 15, von montags bis freitags zu den üblichen Ge-
schäftszeiten,

	 •	 der Stadtverwaltung Krefeld, Friedrichstraße 25, 47798 
Krefeld, Zimmer 203, von montags bis freitags zu den üb-
lichen Geschäftszeiten,

	 •	 der Bezirksregierung Düsseldorf, Dez. 33, Croonsal-
lee 36 – 40, 41061 Mönchengladbach, Zimmer 302 (Herr 
Witzke) montags bis freitags zu den üblichen Geschäfts-
zeiten (Terminabsprache wird empfohlen). 

 Den Beteiligten wird auf Antrag an Ort und Stelle die neue 
Feldeinteilung erläutert. Der Antrag ist an die Flurbereini-
gungsbehörde zu richten.

 Den Teilnehmern wurden vorab ein Entwurf dieser vorläufi-
gen Besitzeinweisung sowie der Überleitungsbestimmungen, 
eine Übersicht über die Grundstücke, in deren Besitz einge-
wiesen wird sowie ein Kartenauszug mit der neuen Feldein-
teilung übersandt.

3. Pachtverhältnisse und sonstige Besitzrechte gehen auf die 
neuen Grundstücke über. In-nerhalb einer Frist von drei Mo-
naten können bei der Flurbereinigungsbehörde folgende 
Festsetzungen beantragt werden:

 3.1 Angemessene Verzinsung einer eventuell vom Eigentü-
mer zu leistenden Ausgleichszahlung für eine dem Nieß-
brauch unterliegende Mehrzuteilung durch den Nießbrau-
cher (§ 69 Satz 2 FlurbG).

 3.2 Erhöhung oder Minderung des Pachtzinses oder ander-
weitiger Ausgleiche infolge eines eventuellen  Wertun-
terschiedes zwischen dem alten und neuen Pachtbesitz 
(§ 70 Abs. 1 FlurbG)

 3.3 Auflösung des Pachtverhältnisses infolge wesentlicher 
Erschwernisse der Bewirtschaftung des neuen Pachtbe-
sitzes (§ 70 Abs. 2 FlurbG).
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 Die Anträge zu 3.1 und 3.2 können von beiden Vertragspart-

nern, der Antrag zu 3.3 kann nur vom Pächter gestellt werden 
(§ 71 FlurbG). Die Frist beginnt mit dem Tag der öffentlichen 
Bekanntmachung dieses Verwaltungsaktes.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Bestimmungen der §§ 34 
und 85 Ziffern 5 und 6 FlurbG auch nach Erlass der vorläufigen 
Besitzeinweisung bis zur Unanfechtbarkeit des Flurbereinigungs-
planes wirksam bleiben.

Gründe
Die Voraussetzungen für den Erlass der vorläufigen Besitzeinwei-
sung mit Überleitungsbestimmungen liegen vor, da die Grenzen 
der neuen Grundstücke in die Örtlichkeit übertragen worden sind, 
endgültige Nachweise für Fläche und Wert der neuen Grundstü-
cke vorliegen sowie das Verhältnis der Abfindung zu dem von je-
dem Beteiligten Eingebrachten feststeht. Die neue Feldeinteilung 
wurde den Beteiligten bereits in einem Offenlagetermin bekannt-
gegeben und auf Antrag an Ort und Stelle erläutert.

Die tatsächliche Überleitung in den neuen Zustand wird durch 
Überleitungsbestimmungen geregelt (§ 65 Abs. 2 FlurbG in Ver-
bindung mit § 62 Abs. 2 und 3 FlurbG).

Die nachteiligen Einwirkungen durch die Deichsanierung (zwei-
ter Bauabschnitt) sollen baldmöglich beseitigt werden. Es ist den 
Beteiligten daher nicht zumutbar, den Besitzwechsel erst mit der 
Ausführung des Flurbereinigungsplanes vorzunehmen.

Die an dem Verfahren Beteiligten haben sich darauf eingestellt, 
dass sie den Besitz an ihren neu zugeteilten Grundstücken im 
Sommer 2018 antreten können. Nach Abwägung aller hier erheb-
lichen Umstände entspricht es daher pflichtgemäßem Ermessen, 
die vorläufige Besitzeinweisung zu erlassen. 

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Verwaltungsakt kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe (öffentliche Bekanntmachung) Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist bei der Bezirksregierung Düssel-
dorf, Dienstgebäude Mönchengladbach, Croonsallee 36-40, 41061 
Mönchengladbach, schriftlich oder zur Niederschrift zu erheben.

Der Widerspruch kann auch durch Übermittlung eines elektroni-
schen Dokuments mit qualifizierter elektronischer Signatur an 
die elektronische Poststelle der Bezirksregierung Düsseldorf er-
hoben werden. Die E-Mail-Adresse lautet: 
poststelle@brd.sec.nrw.de.

Der Widerspruch kann auch durch De-Mail in der Sendevariante 
mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem de-Mail-Gesetz er-
hoben werden. Die De-Mail-Adresse lautet: 
poststelle@brd-nrw.de-mail.de.

Hinweis:
Weitere Hinweise zur Widerspruchserhebung in elektronischer 
Form finden Sie auf der Homepage der Bezirksregierung Düssel-
dorf (www.brd.nrw.de) unter „Kontakt“.“

Anordnung der sofortigen Vollziehung
Gem. § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
wird die sofortige Vollziehung dieses Verwaltungsaktes angeord-
net mit der Folge, dass Rechtsbehelfe gegen ihn keine aufschie-
bende Wirkung haben.

Gründe für die Anordnung der sofortigen Vollziehung
Der Erlass der vorläufigen Besitzeinweisung liegt im öffentlichen 
Interesse und im überwiegenden Interesse der Beteiligten. Ins-
besondere liegt es im öffentlichen Interesse, dass eine zügige 
Abwicklung des Flurbereinigungsverfahrens erreicht und die ord-
nungsgemäße Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Flächen 

sichergestellt wird. Der tatsächliche Besitzübergang lässt sich 
durch die ineinandergreifenden Besitzregelungen des Flurberei-
nigungsplanes nur für alle Beteiligten des Verfahrens gleichzeitig 
vollziehen. Diese allgemeinen Vollzugsinteressen überwiegen 
das Interesse der Beteiligten an der aufschiebenden Wirkung der 
von ihnen erhobenen Rechtsbehelfe.

Rechtsbehelfshinweis zur sofortigen Vollziehung
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann die Wie-
derherstellung der aufschiebenden Wirkung gemäß § 80 Abs. 5 
VwGO beantragt werden bei dem Oberverwaltungsgericht für das 
Land Nordrhein-Westfalen –IX. Senat (Flurbereinigungsgericht)-, 
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster.

Nachrichtlicher Hinweis zu Dauergrünland:
Bewirtschafter von Dauergrünland im Sinne der Dauergrünlander-
haltungsverordnung NRW werden auf das Umbruchverbot hinge-
wiesen. Ein ungenehmigter Umbruch von Dauergrünland in den 
durch die vorläufige Besitzeinweisung zugeteilten Flächen kann 
zu Sanktionen aufgrund Verstößen gegen Cross-Compliance-Auf-
lagen führen. Sollte im Einzelfall ein Umbruch von Dauergrünland 
erforderlich sein, ist im Vorfeld des Umbruchs eine Klärung mit der 
EG-Zahlstelle und der Flurbereinigungsbehörde herbeizuführen.

Im Auftrag
LS  gez.
Ralph Merten

Bezirksregierung Düsseldorf
Flurbereinigungsbehörde | -Dezernat 33-
Mönchengladbach, 04.06.2018 | Dienstgebäude
41061 Mönchengladbach | Croonsallee 36 – 40
Tel.: 0211/475-9803 | Fax: 0211/475-9791

FLURBEREINIGUNG DEICH MEERBUSCH-LANK
AZ.: 33-70901

ÜBERLEITUNGSBESTIMMUNGEN
ZUR VORLÄUFIGEN BESITZEINWEISUNG
Die Bezirksregierung Düsseldorf erlässt hiermit als Flurbereini-
gungsbehörde, nach Anhörung des Vorstandes der Teilnehmer-
gemeinschaft, die nachstehenden Überleitungsbestimmungen 
für das Flurbereinigungsverfahren Deich Meerbusch-Lank. Sie 
regeln gemäß § 62 Abs. 2 und § 66 des Flurbereinigungsgeset-
zes (FlurbG), die tatsächliche Überleitung in den neuen Zustand, 
namentlich den Übergang des Besitzes, der Verwaltung und der 
Nutzung der neuen Grundstücke.

Die Überleitungsbestimmungen sind Bestandteil der vorläufigen 
Besitzeinweisung vom 04.06.2018 (§ 65 FlurbG) und treten zeit-
gleich in Kraft.

1. Allgemeine Bestimmungen
1.1 Diese Überleitungsbestimmungen gelten für alle am Flurbe-

reinigungsverfahren Beteiligten.

1.2 Nach Aberntung der aufstehenden Früchte, spätestens mit 
den in nachstehender Tabelle genannten Terminen, ge-
hen der Besitz, die Verwaltung und die Nutzung der neuen 
Grundstücke auf den in den Nachweisen zur neuen Feld-
einteilung benannten Empfänger über. Die Aberntung und 
Räumung der bisherigen alten Grundstücke müssen ent-
sprechend der Nutzungs- bzw. Fruchtart bis zum jeweiligen 
Termin des Nutzungsübergangs beendet sein. Die Räumung 
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bedeutet die völlige Freimachung des Grundstücks für die 
Bewirtschaftung durch den Nachfolger. Häckselstroh gilt als 
Aberntung.

 Beteiligte, die diese Vorschrift nicht beachten, haben kei-
nen Anspruch auf Entschädigung, wenn die Grundstücke 
nach diesen Bestimmungen auf den Empfänger der Abfin-
dungsflurstücke übergehen. Darüber hinaus ist der Emp-
fänger der Abfindung nach Zustimmung der Flurbereini-
gungsbehörde berechtigt, noch aufstehende oder lagernde 
Früchte, Materialien sowie Zäune und andere versetzbare 
Anlagen auf Kosten und Gefahr des bisherigen Eigentümers 
zu entfernen.

Aufstehende Früchte
bzw. Nutzungsart

Spätester Zeitpunkt
der Räumung

Wintergerste 15.08.2018

Grünfutter nach Getreide 20.11.2018

Zwischenfrüchte oder Untersaaten 
(als GAP-Greening-Maßnahme nach
Getreide und Mais)

15.02.2019

Winterweizen, Roggen, 
Sommergetreide, Raps

20.09.2018

Kartoffeln 15.11.2018

Klee, Luzerne, Raigras 02.11.2018

Futterrüben 15.11.2018

Zuckerrüben 
Rübenblatt kann als Gründünger auf der 
Altfläche entschädigungslos verbleiben. 
Blattschwaden sind abzuräumen.

31.12.2018

Zuckerrübenmieten 15.02.2019

Mais 15.12.2018

Rosenkohl 28.02.2019

Weißkohl, Rotkohl 31.12.2018

Wirsing, Grünkohl, Porree 31.01.2019

Blumenkohl, Spinat 01.12.2018

Möhren (einschl. Mieten) 15.02.2019

Dauergrünland und Feldgras 31.12.2018

Gebäudeflächen nach besonderer 
Festsetzung durch die 
Flurbereinigungsbehörde

Obstbäume und Beerensträucher siehe Ziffer 4

Wald siehe Ziffer 5

Wege, Gräben siehe Ziffer 6

Stilllegungsflächen 31.12.2018 Ab dem 
31.08.2018 ist die Einsaat 
der Folgefrucht unter 
Beachtung der EU-Förder-
regelungen möglich.

Sonderkulturen, z.B. Baumschulen, 
Spargel, Erdbeeren, Rosen

im Bedarfsfall auf 
Antrag besondere 
Regelung durch die 
Flurbereinigungsbehörde

Vorstehend nicht aufgeführte Früchte 
oder Flächen

 30.11.2018

 

1.3 Abweichende Vereinbarungen hinsichtlich des Zeitpunktes 
des Besitzüberganges können unter den Beteiligten getrof-
fen werden, wenn Rechte Dritter durch diese Vereinbarungen 
nicht berührt werden. Sie bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Zustimmung der Flurbereinigungsbehörde.

1.4 Auf die bereits öffentlich bekanntgemachten und weiter gel-
tenden Einschränkungen des § 34 FlurbG (Veränderungssper-
re) wird ausdrücklich hingewiesen.

2. Alte Anlagen
2.1 Versetzbare Anlagen (z.B. Vieh- und Geräteschuppen, Weide-

zäune, Pumpanlagen u.a.) müssen bis zum 31.12.2018 von 
dem bisherigen Eigentümer der alten Grundstücke entfernt 
werden. Die Entfernung muss vollständig erfolgen. Nach die-
sem Zeitpunkt gehen die nicht entfernten Anlagen entschä-
digungslos auf den Empfänger der neuen Grundstücke über, 
sofern die betroffenen Beteiligten nicht etwas anderes ver-
einbart haben. 

2.2 Nicht versetzbare Anlagen (z.B. Mauern, Scheunen, massive 
Viehtränken u.s.w.) gehen, soweit zwischen den betroffenen 
Beteiligten nichts anderes vereinbart wurde, mit dem Besitz-
übergang der Grundstücke auf den Abfindungsempfänger 
über und sind von diesem zu übernehmen.

 Kann zwischen den Beteiligten keine Einigung über die Frage 
einer eventuellen Entschädigung erzielt werden, wird diese 
auf besonderen Antrag von der Flurbereinigungsbehörde – 
erforderlichenfalls nach Anhörung eines Sachverständigen – 
entschieden. Entsprechende Anträge sind bis zum 31.12.2018 
schriftlich bei der Flurbereinigungsbehörde zu stellen. 

2.3 Alte Mieten (z.B. Strohmieten, Futterrübenmieten und Sila-
gemieten) müssen bis zum 30.11.2018 geräumt sein und die 
entsprechenden Grundstücksteile in ordnungsgemäßem Zu-
stand an den Besitzer der Landabfindung übergeben werden. 
Mieten die unter Ziffer 1.2 genannt wurden, gehen zu dem 
dort genannten Zeitpunkt über.

2.4 Der Empfänger der Abfindung ist nach Zustimmung der Flur-
bereinigungsbehörde berechtigt, eine eventuell notwendige 
Räumung auf Kosten des bisherigen Eigentümers durchzu-
führen.

3. Neue Anlagen
3.1 Mieten, Weideschuppen, Tränkanlagen, Einfriedungen sowie 

sonstige Anlagen dürfen nur auf den neuen Flurstücken ange-
legt werden.

3.2 Bei der Errichtung solcher Anlagen sowie bei der Anpflanzung 
von Hecken, Bäumen und Sträuchern sind die Bestimmungen 
des Nachbarrechtsgesetzes (NachbG NW) in der derzeit gülti-
gen Fassung zu beachten.

 Beteiligte können Abweichendes vereinbaren, soweit diese 
Vereinbarungen nicht gegen andere Vorschriften verstoßen. 
Diese Vereinbarungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Zu-
stimmung der Flurbereinigungsbehörde (§ 34 FlurbG).

4. Obstbäume und Beerensträucher
4.1 Die im Flurbereinigungsgebiet vorhandenen Obst- und Bee-

rensträucher wechseln nicht den Besitzer.

5. Holzbestände 
5.1 Einzeln stehende Bäume, Baumgruppen, Gehölze Sträucher 

und Hecken außerhalb geschlossener Waldgebiete gehen mit 
dem Besitzübergang der Grundstücke, auf denen sie stehen, 
auf den Empfänger der Landabfindung über und müssen von 
diesem übernommen werden.
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5.2 Bis zu dem Tag, an dem der Besitz an dem Grundstück über-

geht, darf der bisherige Eigentümer die Holzentnahme im 
Rahmen der ortsüblichen Nutzung vornehmen. Die gänzliche 
Entfernung bedarf der Zustimmung der Flurbereinigungsbe-
hörde; in diesem Fall ist der Alteigentümer verpflichtet, die 
Wurzelstöcke zu beseitigen und den Boden einzuebnen. Die-
se Räumungsarbeiten müssen bis zum Tag des Besitzüber-
gangs abgeschlossen sein.

5.3 Alle vom Landschafts- oder Naturschutz betroffenen Gehölze 
dürfen nicht ohne ausdrückliche Zustimmung der Flurberei-
nigungsbehörde beseitigt werden. Auf die Vor-schriften des 
Gesetz zum Schutz der Natur in Nordrhein-Westfalen (Lan-
desnaturschutzgesetz - LNatSchG NRW) in der derzeit gülti-
gen Fassung wird hingewiesen.

5.4 Bei Zuwiderhandlungen muss die Flurbereinigungsbehörde 
Ersatzpflanzungen anordnen; sie kann anordnen, dass die 
Ersatzpflanzungen am alten Standort vorgenommen werden 
müssen (§ 34 FlurbG).

6. Grenzmarken
Hinsichtlich der alten und neuen Grenzvermarkung wird darauf 
hingewiesen, dass bei den Vermessungsarbeiten die neuen 
Grenzen zunächst durch Markierungspfähle kenntlich gemacht 
wurden. Es kann keine Gewähr dafür übernommen werden, dass 
diese Pfähle zum Zeitpunkt des Besitzübergangs noch vorhan-
den bzw. zu erkennen sind. Die Abmarkung mittels Grenzsteinen 
erfolgt zu einem späteren Zeitpunkt.

Es liegt im Interesse jedes Beteiligten, Sorgfalt walten zu lassen, 
um Beschädigungen an Acker- und Erntegeräten zu vermeiden. 
Für Schäden an landwirtschaftlichen Geräten haftet grundsätz-
lich weder die Teilnehmergemeinschaft noch die Flurbereini-
gungsbehörde, es sei denn, dass diese Schäden unvermeidbar 
waren. Entsprechendes gilt für die alten Grenzsteine. Alt- und 
Neueigentümern wird empfohlen, sich gegenseitig über die Lage 
der alten Grenzsteine zu unterrichten.

Die Beteiligten sind darüber hinaus verpflichtet, bei der Bewirt-
schaftung der Abfindungsflur-stücke sorgfältig darauf zu achten, 
dass Grenzmarken nicht beschädigt oder in ihrer Lage verändert 
werden. Vorsätzlich oder grob fahrlässig entfernte oder beschä-
digte Grenzmarken müssen auf Kosten des Verursachers neu ge-
setzt werden.

7. Änderungen/Ergänzungen der vorgenannten Bestimmungen
Die Flurbereinigungsbehörde kann diese Überleitungsbestim-
mungen allgemein oder im Einzelfall ändern oder ergänzen. Die 
Änderungen oder Ergänzungen werden den betroffenen Teilneh-
mern bekanntgegeben.

8. Zwangsmittel und Geldbußen
Die Flurbereinigungsbehörde kann diese Überleitungsbestim-
mungen mit Zwangsmitteln durchsetzen (§ 137 FlurbG in Verbin-
dung mit dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz).

Im Übrigen wird auf die Bestimmungen des § 154 FlurbG hinge-
wiesen, wonach Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften des 
§ 34 Abs. 1 Nrn. 2 und 3 oder des § 85 Nr. 5 FlurbG (Veränderungs-
sperren) als Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße geahndet 
werden können. Gegenstände, auf die sich die Ordnungswidrig-
keit bezieht, können eingezogen werden.

Im Auftrag
gez.
Ralph Merten

BEKANNTMACHUNG
- Standortbezogene Vorprüfung gem. § 7 (2) UVPG i.V.m. Anla-

ge 1 Nr. 13.3.3, Anlage 2 und Anlage 3 UVPG für die Entnahme  
von Grundwasser als Brauchwasser für die Firma Siemens 
AG, Duisburger Straße 145, 47829 Krefeld

- Feststellung über die UVP-Pflicht nach § 5 i. V. m. § 7 (2) UVPG

Die Firma Siemens AG hat für ihr Werk  in Krefeld, Duisburger 
Straße 145 eine wasserrechtliche Erlaubnis zur Grundwasse-
rentnahme für betriebliche Zwecke beantragt. Es handelt sich 
hierbei um eine bestehende Brunnenanlage und es ist eine 
Grundwasserförderung in Höhe von 9,5 m³ stündlich, 227 m³ 
täglich und 30.000 m³ jährlich über die vorhandenen Brunnen 
1 und 2 vorgesehen.

Für den Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis 
nach §§ 8 – 11 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) wurde eine stand-
ortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 (2) i.V.m. Anla-
ge 1, Nr. 13.3.3, Anlage 2 u. Anlage 3 UVPG erstellt. 

Diese standortbezogene Vorprüfung entspricht den Anforderun-
gen des im Juli 2017 novellierten UVPG.

Es ergeben sich keine Hinweise auf zu erwartende, erhebliche, 
nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter gemäß § 2 UVPG.  

Gemäß § 5 (2) UVPG kann daher festgestellt werden, dass keine 
UVP-Pflicht besteht. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß 
§ 4 i.V.m. § 2 UVPG sowie § 15 ff. UVPG ist nicht durchzuführen; 
ein UVP-Bericht gemäß § 16 UVPG entfällt.

Stadt Krefeld, 07.06.2018
Fachbereich Umwelt
Im Auftrag
Plenker

VERBANDSVERSAMMLUNG
SPARKASSENZWECKVERBAND 
STADT KREFELD/KREIS VIERSEN
Die 8. Sitzung in der neunten Wahlzeit der Verbandsversamm-
lung des  Sparkassenzweckverbandes Stadt Krefeld/Kreis Vier-
sen (91. Sitzung seit Bildung des Zweckverbandes) findet am 
Dienstag, 26. Juni 2018, 18.30 Uhr, Sparkasse Krefeld, Büro-
gebäude Rheinstraße 68, Veranstaltungsraum, Erdgeschoss, 
statt.

Tagesordnung:  
1. Bestimmung eines Mitgliedes zur Mitunterzeichnung der Nie-

derschrift

2. Personalangelegenheiten des Vorstandes
 2.1 Genehmigung der Wiederbestellung des Vorstandsmit-

gliedes und zugleich stellvertretenden Vorstandsvorsit-
zenden, Herrn Lothar Birnbrich, durch den Verwaltungsrat 
gemäß § 8 Abs. 2 Buchstabe e SpkG NW

3. Nachwahl eines stellvertretenden Mitgliedes des Verwal-
tungsrates

4. Vorlage des Jahresabschlusses 2017 der Sparkasse Krefeld 
mit Bestätigungsvermerk des Rheinischen Sparkassen- und 
Giroverbandes, Düsseldorf, und des Lageberichtes gem. § 24 
Abs. 4 SpkG NW
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5. Entlastung der Organe der Sparkasse Krefeld gem. § 8 Abs. 2 

Buchstabe f SpkG NW

6. Beschlussfassung über die Gewinnverwendung 2017 gem. 
§ 8 Abs. 2 Buchstabe g in Verbindung mit §§ 24 Absatz 4 
Satz 2 und 25 SpkG NW

7. Verschiedenes

gez. Peter Fischer
Vorsitzender

UNGÜLTIGKEITSERKLÄRUNG EINES 
DIENSTAUSWEISES
Der von der Stadtverwaltung Krefeld für Herrn Olaf Salomon aus-
gestellte Dienstausweis Nr. 350526  mit Gültigkeit 04/2023 wird 
für ungültig erklärt.

AUF EINEN BLICK

NOTDIENSTE
Elektro-Innung Krefeld
0 18 05- 66 05 55

NOTDIENSTE
Innung für 
Sanitär-Heizung-Klima-Apparatebau Krefeld

22.06. bis 24.06.2018
Herbert Panhey GmbH
Donaustraße 26 | 47809 Krefeld
54 03 37

29.06. bis 01.07.2018
Hans Schneiders e. K. | Inh. Stefan Schneiders
Breslauer Straße 256 | 47829 Krefeld
94 45 23
 

ÄRZTLICHER DIENST

ÄRZTLICHER BEREITSCHAFTSDIENST 116 117
ÄRZTLICHER NOTDIENST:
Der Notdienst in Krefeld ist unter Telefon 0 18 05-
04 41 00 montags, dienstags und donnerstags von 
19.00 Uhr bis 7.00 Uhr, mittwochs von 14.00 Uhr 
bis 7.00 Uhr und freitags von 14.00 Uhr bis Mon-
tagmorgen um 7.00 Uhr erreichbar.

ZAHNÄRZTE:
Der Zahnärztliche Notdienst ist unter Telefon            
0 18 05-98 67 00 zu erreichen. Sprechzeiten: 
samstags, sonntags und feiertags von 10.00 bis 
12.00 Uhr und von 18.00 bis 19.00 Uhr,  mittwochs- 
und freitagsnachmittag von 17.00 bis 19.00 Uhr, 
 montags, dienstags und donnerstags von 21.00 
bis 22.00 Uhr.

 PARI MOBIL GMBH
 Hausnotrufzentrale, Mühlenstraße 42,
 Krefeld, Telefon 8 43 33.

TIERÄRZTLICHER DIENST

Der tierärztliche Dienst ist samstags ab 12.00 Uhr 
bis montags um 8.00 Uhr sowie an  Feiertagen un-
ter Telefon 07 00- 84 37 46  66 zu erreichen.

Feuer 112
Rettungsdienst/Notarzt 112
Krankentransport  1 92 22
Branddirektion  82 13-0
Zentrale Bürgerinformation  
bei Unglücks- und Notfällen 1 97 00

RUFNUMMERN DER FEUERWEHR

PRIESTERNOTRUF 

 PRIESTERNOTRUF FÜR KRANKE
 Wenn Sie für einen Schwerkranken einen 
 katholischen Priester benötigen und die 
 Seelsorger Ihrer Gemeinde in abzusehender  
 Zeit nicht erreichbar sind, wenden Sie sich an 
 Telefon 3 34 33 40

KREBSINFORMATIONSDIENST
des Deutschen Krebsforschungszentrums:
www.krebsinformationsdienst.de08 00- 1 11 01 11 und 08 00- 1 11 02 22

TELEFONSEELSORGE
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APOTHEKENDIENST

Die Notdienste der Apotheken in 
 Nordrhein-Westfalen können im Internet 
 abgerufen werden unter: 

www.aknr.de

oder telefonisch unter der vom Festnetz 
 kostenlosen Rufnummer 08 00-0 02 28 33

„Krefelder Amtsblatt“ 

Für den Inhalt verantwortlich: Der Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, Presse und Kommunikation, Rathaus, Tel. 86 14 02. Das Amtsblatt wird kostenlos 
abgegeben und ist in den Rathäusern Krefeld, Fischeln, Hüls und Uerdingen einzusehen. Das Krefelder Amtsblatt stellen wir allen Interessierten jeweils am 
Erscheinungstag (in der Regel wöchentlich donnerstags) im Internet auch  kostenlos als PDF-Datei zur Verfügung. Es ist unter www.krefeld.de/amtsblatt 
zu finden. Dort kann man auch einen E-Mail Newsletter abonnieren, der über das Erscheinen eines neuen Amtsblattes informiert. Bei Postbezug beträgt 
das Bezugsgeld (einschl. Porto) jährlich 79,40 Euro. Bestellung an: Stadt Krefeld, 13 - Presse und Kommunikation, Von-der-Leyen-Platz 1, 47798 Krefeld.


